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Teststrecken an Schulen und in Gemeinschaftsunterkünften / 

Testzentren für Reiserückkehrer an den bayerischen Flughäfen, an 

den Hauptbahnhöfen München und Nürnberg sowie an 

Grenzübergängen / Ausweitung der Testungen in Asylunterkünften 

/ Testungen in landwirtschaftlichen Betrieben mit Saisonarbeitern 

Die bayerische Teststrategie im Kampf gegen das Corona-Virus erweist 

sich bisher als sehr erfolgreich: Die Zahl der durchschnittlichen 

Testungen konnte seit Mai um über 77 Prozent gesteigert werden, die 

täglichen Testkapazitäten der PCR-Abstrichuntersuchungen im gleichen 

Zeitraum um 24 Prozent. Insgesamt wurden seit den ersten 

festgestellten SARS-CoV-2-Infektionen Ende Januar fast 1,5 Mio. 

Proben im Freistaat untersucht. 

 

Massiver Ausbau der Testkapazitäten 

Die Corona-Pandemie ist aber noch nicht vorbei. Bayern baut nun seine 

Testkapazitäten im Kampf gegen das Corona-Virus soweit als möglich 

aus, um insbesondere für eine mögliche zweite Welle optimal 

vorbereitet zu sein. Der Ministerrat entschied heute, Testkapazitäten bis 

Ende 2020 in erheblichem Umfang bei privaten Laboren und 

Unternehmen anzukaufen bzw. zu reservieren. Die Testkapazität wird 

damit von aktuell rund 27.200 Testungen pro Tag massiv erhöht. Diese 

zusätzlichen Kapazitäten werden insbesondere Vertragsärzten sowie im 

Bedarfsfall auch Krankenhäusern für die Umsetzung des bayerischen 

Testangebots zur Verfügung gestellt.  

 

Zudem will die Bayerischen Staatsregierung insbesondere Personen mit 

erhöhtem Ansteckungsrisiko noch mehr Sicherheit bieten. Darum 

beschloss das Kabinett heute den Einsatz mobiler Teststrecken an 

Schulen und sowie in Gemeinschaftsunterkünften (wie etwa im 

Asylbereich, auf Schlachthöfen oder bei Erntehelfern). Mobile 

Teststrecken eignen sich besonders um regelmäßig und zeitnah 

größere Bevölkerungsgruppen mit PCR zu testen, da sie sowohl über 

die notwendige Logistik als auch über entsprechende 
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Hochdurchsatzmethoden verfügen. Auf die mobilen Teststrecken sollen 

die Schulleitungen und -träger zusätzlich zur Möglichkeit von 

Reihentestungen durch Vertragsärzte zurückgreifen können, wenn an 

den Schulen zum Ende der Sommerferien die Testungen von 

Lehrkräften und weiterem Schulpersonal beginnen.  

 

Testzentren für Reiserückkehrer 

Das Infektionsgeschehen in einigen Ländern ist weiterhin 

besorgniserregend. Insbesondere Bilder aus beliebten Reisezielen, die 

Urlauber ohne die unabdingbare Einhaltung der Abstands- und 

Hygieneangebote zeigen, stimmen sorgenvoll. Das lässt befürchten, 

dass aus dem Sommerurlaub eine Vielzahl von Urlaubern infiziert nach 

Bayern zurückkehrt. Die Bayerische Staatsregierung will Infektionen bei 

Reiserückkehrern schnell erkennen und verhindern, dass 

Infektionsketten in Bayern ausgelöst werden. Der Schutz der 

Bevölkerung steht hier an oberster Stelle. Neben der bereits 

bestehenden Quarantänepflicht für Rückkehrer aus Risikogebieten ist 

deshalb eine massive Ausweitung der Testungen notwendig. Es soll ein 

attraktives, kostenloses Testangebot für Reiserückkehrer an den 

bayerischen Flughäfen, bayerischen Autobahngrenzübergängen und 

den Hauptbahnhöfen München und Nürnberg entstehen. Das 

Testangebot umfasst Ankommende aus Risikogebieten ebenso wie aus 

Nicht-Risikogebieten. Diese Testzentren werden entsprechend 

eingesetzt, wenn der Bund die angekündigte Testpflicht für Rückkehrer 

aus Risikogebieten einführt. 

 

Die Staatsregierung hat bereits begonnen an den Flughäfen München 

und Nürnberg vorläufige Testzentren einzurichten. Bis zum 30.07.2020 

soll auch am Flughafen Memmingen ein Testzentrum die Arbeit 

aufnehmen. Mit dem Betrieb der Testzentren sollen externe Betreiber 

beauftragt werden. Das reguläre Testangebot soll täglich von 5 Uhr bis 

23 Uhr und auch am Wochenende zur Verfügung stehen. 

 



- 4 - 
 

 

./. 
 
 
 

Um möglichst viele Infizierte bei der Rückkehr nach Bayern zu 

identifizieren, sollen zudem Kontrollen an den großen Grenzübergängen 

nach Österreich stattfinden. Die Testzentren werden an den 

nächstgelegenen Rastanlagen Hochfelln-Nord (A8), Heuberg (A93) 

(dauerhaft ab 07.08.2020, bis dahin übergangsweise Inntal-Ost) und 

Donautal-Ost (A3) eingerichtet. Die Testzentren in den Hauptbahnhöfen 

Nürnberg und München sollen bis 07.08.2020 einsatzbereit sein. Die 

Testzentren sollen ebenfalls von externen Betreibern betreut werden. 

 

Das Verkehrsministerium wird unverzüglich in Verhandlungen mit dem 

Bund bzw. der Deutschen Bahn AG treten und die Voraussetzungen für 

die Bereitstellung der notwendigen Flächen sowie die Beschilderung 

und Verkehrsleitung schaffen. Das Innenministerium wird mit den 

freiwilligen Hilfsorganisationen bzw. dem THW den vorläufigen Betrieb 

von Testzentren nachgelagert zu den drei Grenzübergängen und den 

Hauptbahnhöfen in München und Nürnberg verhandeln und 

beauftragen. Ziel ist eine Inbetriebnahme der vorläufigen Testzentren 

am 30.07.2020. 

 

Die Kosten übernimmt der Freistaat Bayern, soweit sie nicht von der 

gesetzlichen Krankenversicherung getragen werden. Zudem sollen im 

Bahn- und Straßenverkehr aus Risikogebieten Stichprobenkontrollen 

der Reisenden durchgeführt werden, um die Einreisebestimmungen 

durchzusetzen. Der Bund wird aufgefordert dafür Sorge zu tragen, dass 

die Verpflichtung zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes im 

Bahnverkehr und auf den Bahnhöfen wirksam kontrolliert und 

durchgesetzt wird. 

 

 

 

Ausweitung von Testungen in Asylunterkünften 

Bereits seit dem 27.02.2020 werden ankommende Asylsuchende in den 

bayerischen ANKER-Zentren verdachtsunabhängig auf das Corona-
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Virus getestet. Mehr als 6.000 Tests wurden seitdem durchgeführt, 

hinzu kommen Testungen in Gemeinschafts- und dezentralen 

Unterkünften bei entsprechendem Verdacht. Dadurch konnte die Zahl 

der Corona-Infektionen in der Asylunterbringung erfolgreich begrenzt 

werden.  

 

Im Rahmen der Teststrategie erweitert die Staatsregierung auch die 

Testungen in Asylunterkünften und verbessert die 

Informationsvermittlung an die Bewohner. Zukünftig werden 

Asylbewerber bei jedem Besuch des Ärztezentrums eines ANKER-

Zentrums verdachtsunabhängig auch auf das Corona-Virus getestet, 

unabhängig vom konkreten Anlass des Arztbesuchs. Um dem 

Verschleppen von unerkannten Infektionen vorzubeugen, wird auch vor 

jeder Verlegung eines Asylbewerbers verdachtsunabhängig getestet. 

Eine Verlegung erfolgt erst nach Vorliegen eines negativen Befundes.  

 

Zudem sollen bei einem Positiv-Fall immer alle Bewohner sowie 

Beschäftigte der betroffenen Unterkunft getestet und die gesamte 

Einrichtung mindestens 14 Tage unter Quarantäne gestellt werden. Erst 

wenn eine weitere Testung am Ende der Quarantäne ausschließlich zu 

negativen Testergebnissen kommt, wird sie aufgehoben. Außerdem 

sollen auch in umliegenden Asylunterkünften Reihentestungen 

durchgeführt werden, wenn relevante persönliche Kontakte zwischen 

den Bewohnern bestehen, um örtliche Infektionsgeschehen noch besser 

eingrenzen und bewältigen zu können. 

 

Testungen in landwirtschaftlichen Betrieben mit Saisonarbeitern 

Testungen von landwirtschaftlichen Betrieben mit Saisonarbeitern 

Landwirtschaftliche Betriebe mit Saisonarbeitnehmern haben für 

Corona-Ausbruchsgeschehen ein hohes Gefährdungspotential, das 

durch konsequente betriebliche Schutz- und Hygieneauflagen minimiert 

werden muss. Wird ein Corona-Ausbruchsgeschehen festgestellt, 

werden umgehend prioritär – wie im niederbayerischen Mamming – der 
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Betrieb selbst sowie konzentrisch alle umliegenden landwirtschaftlichen 

Betriebe kontrolliert und alle Saisonarbeitnehmer und sonstige 

Betriebszugehörige getestet. Im Fall einer positiven Testung wird 

unverzüglich eine umfassende Quarantäne angeordnet.  

 

Landwirtschaftliche Betriebe mit Saisonarbeitnehmern werden generell 

in kürzeren Intervallen als bisher, auch unangemeldet Tag und Nacht, 

kontrolliert und auf eine Corona-Infektion getestet. Für die Kontrollen 

werden gemeinschaftliche Teams gebildet, bestehend aus den örtlichen 

Gesundheitsämtern, den Landwirtschaftsämtern sowie den 

Gewerbeaufsichtsämtern/Sozialversicherung Landwirtschaft, Forsten 

und Gartenbau. Aufbau und Einsatz der gemeinschaftlichen Teams 

erfolgen unter Koordinierung durch die zuständige 

Kreisverwaltungsbehörde. Verstöße gegen Schutz- und 

Hygieneauflagen in landwirtschaftlichen Betrieben mit 

Saisonarbeitnehmern begünstigen eine Verbreitung des Corona-Virus 

und gefährden damit die Gesundheit vieler anderer. Solche Verstöße 

können nicht hingenommen werden und sind konsequent sowie mit 

abschreckender Wirkung zu ahnden. 

 

2. Bayerische Corona-Strategie / Verlängerung bayerische 

Infektionsschutzverordnung und Einreisequarantäneverordnung / 

Wiederaufnahme Präsenzbetrieb an Hochschulen ab WS 2020/2021 

möglich / Erhöhung des Bußgeldrahmens auf 25.000 Euro / 

Prüfung von Alkoholverboten im öffentlichen Raum  

Die vom Robert-Koch-Institut in den letzten Tagen angezeigte Erhöhung 

der Ansteckungsrate innerhalb Deutschlands zeigt, dass bei der 

Bekämpfung der Corona-Pandemie auch im Hinblick auf weitere 

Lockerungen höchste Wachsamkeit geboten ist. Der Ministerrat hat 

daher folgende rechtliche Anpassungen beschlossen: 

 

• Die Geltungsdauer der bestehenden bayerischen 

Infektionsschutzverordnung wird zunächst um zwei Wochen bis 
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einschließlich 16.08.2020 zu verlängert. Das Staatsministerium für 

Gesundheit und Pflege entscheidet Mitte August auf Basis der dann 

bestehenden Infektionslage über eine weitere Verlängerung der 

Verordnung.  

 

• Ab dem 01.08.2020 wird die derzeit geltende Begrenzung der 

Trainingsgruppen in Kampfsportarten auf höchstens fünf 

Personen auf diejenigen Kampfsportarten beschränkt, bei denen 

durchgängig oder über einen längeren Zeitraum ein unmittelbarer 

Körperkontakt erforderlich ist.  

 

• Die Wiederaufnahme des Präsenzbetriebs an bayerischen 

Hochschulen zum Wintersemester 2020/2021 wird ermöglicht. Ziel 

ist es, im Wintersemester 2020/2021 grundsätzlich 

Lehrveranstaltungen in Präsenzform durchführen zu können, soweit 

das Infektionsgeschehen dies zulässt. Grundlage für die 

Durchführung von Präsenzveranstaltungen an bayerischen 

Hochschulen ist die Beachtung der allgemeinen Regelungen des 

Infektionsschutzes sowie die von den Hochschulverbünden in 

Abstimmung mit den Staatsministerien für Wissenschaft und Kunst 

sowie für Gesundheit und Pflege erarbeiteten und 

fortzuschreibenden Rahmenkonzepte. Dazu gehören insbesondere 

die Einhaltung einer maximalen Teilnehmerzahl von 200 Personen 

sowie die Dokumentation der Teilnehmer zur Nachverfolgung 

etwaiger Infektionsketten. Das Staatsministerium für Wissenschaft 

und Kunst wird in Abstimmung mit dem Staatsministerium für 

Gesundheit und Pflege die Fortschreibung der Hygienekonzepte der 

Hochschulverbünde einleiten.  

 

• Die geltende Einreisequarantäneverordnung wird inhaltlich 

unverändert zunächst bis einschließlich 17.08.2020 verlängert. Das 

Staatsministerium für Gesundheit und Pflege entscheidet Mitte 
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August auf Basis der dann bestehenden Infektionslage über eine 

weitere Verlängerung.  

 

• Für Unternehmen und landwirtschaftliche Betriebe, die 

mindestens 50 Personen beschäftigen, die in Sammelunterkünften 

oder in betriebseigenen oder angemieteten Unterkünften 

untergebracht sind, können die aus infektionsschutzrechtlicher Sicht 

erforderlichen Schutz- und Hygienemaßnahmen von den 

zuständigen Kreisverwaltungsbehörden im Einzelfall angeordnet 

werden. Die Betreiber sind für die Einhaltung der Schutz- und 

Hygienemaßnahmen verantwortlich zu machen und haben dies 

regelmäßig zu überprüfen und zu dokumentieren. Der Dringlichkeit 

der Pflichten der Betreiber wird durch eine Ausschöpfung des 

Bußgeldrahmens besonderer Nachdruck verschafft.  

 

• Verstöße gegen infektionsschutzrechtliche Anordnungen können 

nach dem Infektionsschutzgesetz des Bundes in Verbindung mit der 

bayerischen Infektionsschutzverordnung mit einem Bußgeld 

geahndet werden, das bis zu 25.000 Euro betragen kann.  

 

• Die Erfahrung hat gezeigt, dass insbesondere gemeinsamer 

Alkoholkonsum innerhalb größerer Menschenansammlungen im 

öffentlichen Raum zu einer verstärkten Missachtung der nötigen 

Infektionsschutzregeln und damit zu einer erheblichen 

Ansteckungsquelle führt. Das kann in sozialer Verantwortung 

gegenüber dem Gemeinwohl nicht toleriert werden. Die kreisfreien 

Städte und Landkreise werden daher nachdrücklich ermuntert, an 

einschlägigen Örtlichkeiten ihrer jeweiligen Zuständigkeit 

Alkoholverbote im öffentlichen Raum zu prüfen. Das 

Staatsministerium des Innern und für Sport wird den Städten und 

Landkreisen hierfür raschestmöglich die nötigen rechtlichen 

Handreichungen geben. 
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3. Schneller, kostengünstiger, zielgerichteter: Staatsregierung plant 

Pilotprojekte für innovative Testkonzepte mit modernsten 

Testverfahren und alternativen Methoden / Ausweitung der 

Antikörpertestungen 

Die Bayerische Staatsregierung startet Pilotprojekte für innovative 

Testkonzepte unter Einsatz modernster Testverfahren und alternativer 

Methoden mit dem Ziel der Erweiterung der Testangebote und der 

Verkürzung der Testzeiten sowie zum Einsatz von Antikörpertestungen. 

Die Testungen sollen noch schneller, kostengünstiger und 

zielgerichteter durchgeführt werden. Bayern will hierfür bis zum Ende 

des ersten Halbjahres 2021 über eine Million Euro investieren. 

 

• In einem ersten Pilotprojekt sollen Antigen-Schnelltests ähnlich 

denen, die bei den jährlichen Grippewellen zum Einsatz kommen, 

erprobt werden. Das über Jahre hin erprobte Antigen-Testverfahren 

bei Influenza-Erkrankungen erlangt allmählich auch für SARS-CoV-2 

Marktreife. Allerdings bestehen nach wie vor Unsicherheiten über die 

Zuverlässigkeit der Testergebnisse. Die neuen Schnelltests sollen 

an die Gesundheitsämter verteilt und im Rahmen von 

Ausbruchsgeschehen parallel zur regulären PCR-Testung erprobt 

werden. Vorgesehen ist, zunächst an 50 Gesundheitsämter jeweils 

100 Tests zu verteilen. 

 

• „Next Generation Sequencing (NGS)“: NGS ist ein 

molekularbiologisches Testverfahren unter Einsatz von 

Großsequenzierautomaten, mit dem das Vorliegen von 

Gensequenzen untersucht wird, die auf eine SARSCoV-2 Infektion 

hinweisen. Damit können Ausbrüche und Infektionsketten besser 

verfolgt beziehungsweise Mutationen des Virus entdeckt werden. 

Nicht zuletzt wird auch auf eine deutlich schnellere Diagnostikzeit 

hingewiesen, wobei noch offen ist, ob dies bei größeren Testzahlen 

auch der Fall ist. Ziel ist es, in einem breiter aufgestellten Projekt mit 
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höheren Fallzahlen die Tauglichkeit von NGS festzustellen. Dadurch 

könnten PCR-Testungen eingespart und eine höhere Effizienz 

erreicht werden. Nicht zuletzt bestünde dadurch eine zusätzliche 

Möglichkeit, Infekionstketten aufzudecken und neue Mutationen des 

Virus zu entdecken. 

 

• Speichelprobe statt belastendem Nasen-Rachenabstrich: Die 

Entnahme von Untersuchungsmaterial mittels eines Abstrichs im 

Nasen- und Rachenbereich wird häufig als unangenehm empfunden 

und ist zeit- und personalaufwändig. Alternativ käme die Gewinnung 

und Untersuchung von Speichelproben in Betracht. Erste Studien mit 

allerdings geringer Fallzahl sehen hier eine Möglichkeit, eine 

ähnliche Genauigkeit zu erzielen wie mittels der deutlich invasiver 

gewonnenen Rachenabstriche. Dies würde zu erheblichen 

Kosteneinsparungen führen, da keine Aufwendungen mehr für die 

ärztliche Abstrichnahme entstünden. Zudem würden die Getesteten 

von der als unangenehm empfundenen Prozedur entlastet. Aufgrund 

des geringeren Aufwands wären engmaschigere Kontrollen gerade 

in Risikobereichen möglich.  

 

• Darüber hinaus will Bayern mit Antikörpertests die Grundlagen für 

Infektionsschutzstrategien schaffen, um mit einem gezielten 

präventiven Vorgehen zur Vermeidung weiterer Infektionswellen 

beizutragen. Mit Antikörpertests können Hinweise gewonnen 

werden, welche Personengruppen, Altersklassen etc. der 

Bevölkerung besonders von dem neuen Corona-Virus betroffen 

waren oder sind. Damit können die bestehenden Teststrategien 

ergänzt und zielgerichtete Schutzstrategien und -maßnahmen für 

einzelne Bevölkerungsgruppen erarbeitet werden. In Kooperation mit 

Krankenhäusern soll deshalb die effiziente und wirksame 

Durchführung von Antikörpertestungen an einer eingrenzbaren 

besonders vulnerablen Gruppe erprobt werden. 
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4. Staatsregierung sichert den weiterhin hohen Personalbedarf im 

Öffentlichen Gesundheitsdienst / Befristete Neueinstellungen für 

Contact Tracing Teams 

Das Personal des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) wurde 

wegen der Corona-Pandemie kurzfristig um rund 4.000 Mitarbeiter, 

insbesondere aus den anderen Ressorts, auf insgesamt 5.150 

Mitarbeiter verstärkt. Durch diesen massiven Personaleinsatz ist es 

gelungen, auf das sich epidemisch ausbreitende Infektionsgeschehen 

flexibel zu reagieren. Zur Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit des ÖGD 

gilt es, diese Personalverstärkung beizubehalten. Die Staatsregierung 

hat deshalb beschlossen, den Einsatz der Unterstützungskräfte an den 

Gesundheitsämtern, am Landesamt für Gesundheit und 

Lebensmittelsicherheit (LGL) und im Gesundheitsministerium bis zum 

Ende des Jahres zu verlängern. Die Unterstützungskräfte sollen aber 

baldmöglichst durch befristete Neueinstellungen ersetzt werden.  

 

Bei jedem Landratsamt wird pro 20.000 Einwohner ein Contact Tracing 

Team (CTT), bestehend aus je 5 Mitarbeitern, durch befristete 

Neueinstellungen von mindestens 700 Mitarbeitern gebildet. Sie sollen 

die schnelle Nachverfolgung von Infektionsketten gewährleisten. Die 

bisherigen Erfahrungen aus dem Einsatz der CTT haben gezeigt, dass 

auch eine CTT-Einsatzreserve bei den Regierungen dringend 

notwendig ist, um bei Bedarf die Gesundheitsämter im 

Regierungsbezirk bei der Bekämpfung eines massiv auftretenden 

Infektionsausbruchs kurzfristig und schlagkräftig unterstützen zu 

können. Hierzu wurden den Regierungen insgesamt 75 befristete 

Einstellungsmöglichkeiten für 15 CTT zugewiesen. Für die Bildung von 

CTT benennen ferner alle Ressorts Personal im Umfang von 2.550 

Mitarbeitern, das bei Bedarf von den Gesundheitsämtern für die 

Eindämmung eines Infektionsgeschehens unmittelbar abgerufen 

werden kann. Die Deckung des Personalbedarfs der CTT wird von den 

Ressorts in der Fläche sichergestellt.  
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5. Staatsregierung unterstützt Kommunen und Einsatzorganisationen 

mit 400 Mio. Euro bei Kosten der Corona-Pandemie / Erstattung der 

Einsatzkosten über die Regierungen 

Die Kommunen und Einsatzorganisationen im Freistaat haben einen 

maßgeblichen Anteil an der Bewältigung der Corona-Pandemie. Zur 

Erstattung der im Rahmen des Katastrophenschutzes angefallenen 

Kosten stellt die Staatsregierung 400 Mio. Euro aus dem Sonderfonds 

Corona-Pandemie bereit. Außerdem hat der Ministerrat beschlossen, 

dass auf sonst erforderliche Eigenbeteiligung der Landkreise und 

kreisfreien Gemeinden sowie der anderen zur Katastrophenhilfe 

Verpflichteten verzichtet wird und entstandene, notwendige und 

angemessene Einsatzkosten erstattet werden. 

 

Die von der Einsatzkostenerstattungsrichtlinie erfassten Einsatzkosten 

betreffen unter anderem die Errichtung und den Betrieb von Corona-

Schwerpunktpraxen und Corona-Teststellen – soweit diese nicht von 

der Kassenärztliche Vereinigung Bayerns zu tragen sind – den Betrieb 

der Führungsgruppen Katastrophenschutz oder die Kosten der 

Verteilung und der dezentralen Beschaffungen von persönlicher 

Schutzausrüstung. Anträge können bei den zuständigen Regierungen 

gestellt werden. 

 

 

 

 

gez. 
Carolin Mayr 

Pressesprecherin der Staatskanzlei und stellvertretende Pressesprecherin 
der Staatsregierung++++ 

 


